
Kinderrechte verwirklichen – Junge

Geflüchtete und ihre Familien schützen

Forderungen des Arbeitskreises Junge Geflüchtete zur

Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 und an den neuen Senat

Präambel 

Mit der Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 2026 werden die

politischen Weichen für die kommenden Jahre gestellt. Die Entscheidungen der

zukünftigen Landesregierung und des Abgeordnetenhauses werden maßgeblich

darüber bestimmen, unter welchen Bedingungen Kinder, Jugendliche und

Familien mit Fluchterfahrung in Berlin leben, lernen und ihre Zukunft gestalten

können.

Die Wahl findet in einer Zeit tiefgreifender flucht- und migrationspolitischer

Veränderungen statt. Mit der Reform des Gemeinsamen Europäischen

Asylsystems (GEAS) werden die Rahmenbedingungen für den Schutz

geflüchteter Menschen in Europa grundlegend verändert. Beschleunigte

Grenzverfahren, längere Aufenthalte in Erstaufnahmeeinrichtungen und

haftähnliche Unterbringungsformen drohen insbesondere die Rechte und das

Wohlergehen von Kindern, Jugendlichen und Familien erheblich zu

beeinträchtigen. Umso wichtiger ist es, dass Berlin seine landesrechtlichen

Gestaltungsspielräume nutzt und den Schutz junger Geflüchteter konsequent

stärkt.

Gleichzeitig haben sich die Lebensbedingungen vieler geflüchteter Kinder und

Jugendlicher in Berlin in den vergangenen Jahren massiv verschlechtert.

Überfüllte Unterkünfte, unzureichender und nicht gleichberechtigter Zugang zu

Bildung und Gesundheitsversorgung, lange Aufenthalte in Lagern, fehlende

Perspektiven und der Abbau humanitärer Schutzstrukturen stehen einer

kindgerechten Aufnahme und Partizipation entgegen. Kinder und Jugendliche

dürfen jedoch niemals die Leidtragenden flucht- und migrationspolitischer

Entscheidungen sein.



Kinderrechte und Kinderschutz gelten uneingeschränkt für alle Kinder,

unabhängig von Herkunft, Staatsangehörigkeit oder Aufenthaltsstatus. Das

Kindeswohl muss bei allen staatlichen Maßnahmen, die Kinder betreffen,

vorrangig berücksichtigt werden. Dieses Prinzip muss handlungsleitend sein für

Aufnahme und Unterbringung, Bildung, Gesundheitsversorgung, Kinder- und

Jugendhilfe sowie für alle asyl- und aufenthaltsrechtlichen Verfahren.

Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete ist überzeugt, dass die Rechte von Kindern

auch auf verfassungsrechtlicher Ebene ausdrücklich gestärkt werden müssen.

Kinder sind eigenständige Träger*innen von Grundrechten. Deshalb setzt sich

der Arbeitskreis für eine ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte im

Grundgesetz entsprechend der UN-Kinderrechtskonvention ein.

Vor diesem Hintergrund richtet der Arbeitskreis Junge Geflüchtete anlässlich der

Abgeordnetenhauswahl 2026 die folgenden Forderungen an die

demokratischen Parteien sowie die zukünftige Landesregierung und das

Abgeordnetenhaus von Berlin. Ziel ist eine Politik, die die Rechte, den Schutz

und die Teilhabe von Kindern, Jugendlichen und Familien mit Fluchterfahrung

konsequent in den Mittelpunkt stellt.

1. Schluss mit diskriminierenden segregierten Lagerschulen in Berlin!

 

Das Land Berlin soll alle Segregationsschulen in Berlin schließen, die dort

beschulten Kinder und Jugendlichen unverzüglich in Regelschulen aufnehmen

und dauerhaft ausreichend Schulplätze für die Teil- und Vollintegration neu

zugewanderter Schüler*innen in Regelklassen schaffen. Jedes Kind in Berlin hat

ein Recht auf Bildung und unterliegt der elfjährigen Schulpflicht, unabhängig von

Herkunft oder Aufenthaltsstatus. Regelschulen sind der dafür vorgesehene und

beste Ort für Kinder und Jugendliche – nicht nur um zu lernen, sondern um sich

in der neuen Umgebung zurechtzufinden, neue Peer-to-Peer-Beziehungen

aufzubauen und sich zu integrieren. Segregationsschulen gehören abgeschafft.

Seit dem 12. Juni 2026 stehen sie im Widerspruch zu europäischem und

deutschem Recht, das eine zeitnahe und gleichwertige Beschulung geflüchteter

Kinder und Jugendlicher vorsieht. Die rein administrative Anbindung dieser

Schulen als schulische „Filialstandorte“ einer Regelschule schafft die geforderte

Gleichwertigkeit nicht. Wir fordern die sofortige Schließung der

Segregationsschulstandorte und die Aufnahme der wenigen dort lernenden

Kinder und Jugendlichen in umliegende Schulen sowie die nachhaltige

Bereitstellung von Schulplätzen in ausreichender Anzahl für die Teil- und

Vollintegration von neu zugewanderten Schüler*innen in Regelklassen.

Positionspapier , offener Brief an die Senatorin Katharina Günther-Wünsch

und Pressemitteilung: Schluss mit diskriminierenden segregierten

Lagerschulen in Berlin!

2. Gute Bildung für alle Kinder und Jugendlichen in Berlin

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2025_09_15-positionspapier-lagerschulen.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2025_11_13-offenerbrief_dasistkeineschule-1.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2026_07_14_pm_lagerschulen.pdf


Das Land Berlin muss geflüchteten Kindern und Jugendlichen die gleichen

Bildungschancen wie allen anderen Schüler*innen ermöglichen. Dazu gehört

eine zeitnahe Einschulung an Regelschulen, ein qualifizierter Sprachunterricht

und eine strukturell abgesicherte Vorbereitung auf den Übergang in den

Regelunterricht. Eine rechtzeitige Diagnose und eine inklusive Beschulung

müssen auch für neu zugewanderte Kinder und Jugendliche mit Förderbedarfen

abgesichert werden. Unterrichtsangebote in den Erstsprachen der

Schüler*innen, ihre Anerkennung anstelle der zweiten Fremdsprache und ein

entsprechender Rechtsanspruch auf Sprachprüfungen sollten die Eingliederung

in das Berliner Schulsystem abrunden.

Hintergrundpapier:    Gute Bildung für alle Kinder und Jugendlichen in

Berlin

3.  Kindgerechte Unterbringung statt Sammelunterkünfte für Familien mit

Kindern

Das Land Berlin muss die dauerhafte Unterbringung von Familien mit Kindern in

Sammelunterkünften beenden und ihnen schnellstmöglich eine eigene

Wohnung zur Verfügung stellen. Solange dies aufgrund der angespannten

Wohnungsmarktlage nicht möglich ist, müssen Familien ausschließlich in

familiengerechten Unterkünften mit abgeschlossenen Apartmentstrukturen

untergebracht werden. Jede Familie muss über eine abschließbare Wohneinheit

mit eigener Küche und eigenem Sanitärbereich verfügen.

Kinder brauchen ein Zuhause, Privatsphäre und stabile Lebensbedingungen,

um gesund aufwachsen zu können. Viele Familien leben jedoch über Monate

oder sogar Jahre in Sammelunterkünften, obwohl diese den Bedürfnissen von

Kindern nicht gerecht werden und eine gesunde körperliche, psychische und

soziale Entwicklung erheblich erschweren. Das Kindeswohl muss bei allen

Entscheidungen über die Unterbringung vorrangig berücksichtigt werden.

Hintergrundpapier:  Kindgerechte Unterbringung statt Sammelunterkünfte

für Familien mit Kindern

4. Bedarfsgerechte Unterbringung junger volljähriger Geflüchteter

sicherstellen

Das Land Berlin muss sicherstellen, dass junge volljährige Geflüchtete nicht mit

Erreichen der Volljährigkeit aus den Schutz- und Unterstützungsstrukturen der

Kinder- und Jugendhilfe herausfallen. Sie dürfen nicht ohne individuelle

Bedarfsprüfung in Großunterkünften oder anderen Unterkünften für erwachsene

Geflüchtete untergebracht werden. Junge Menschen mit Fluchterfahrung bis

mindestens zum 21. Lebensjahr müssen entsprechend ihrem individuellen

Bedarf Zugang zu geeigneten Jugendhilfeleistungen und bedarfsgerechten

Wohnformen erhalten. Hierfür sind eine verbindliche Bedarfserhebung, eine

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/gute-bildung-fuer-alle-kinder-und-jugendlichen-in-berlin.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/gute-bildung-fuer-alle-kinder-und-jugendlichen-in-berlin.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/gute-bildung-fuer-alle-kinder-und-jugendlichen-in-berlin.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/kindgerechte-unterbringung-statt-sammelunterkuenfte-fuer-familien-mit-kindern.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/kindgerechte-unterbringung-statt-sammelunterkuenfte-fuer-familien-mit-kindern.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/kindgerechte-unterbringung-statt-sammelunterkuenfte-fuer-familien-mit-kindern.pdf


frühzeitige Übergangsplanung sowie der Ausbau jugendgerechter Wohn- und

Betreuungsangebote erforderlich.

Konzeptpapier: Unterbringung junger volljähriger Geflüchteter ohne

Familie in Berlin. Aktuelle Problematik und Forderungen

5. Rechtsansprüche aller Kinder und Jugendlichen uneingeschränkt

gewährleisten – keine Zweiklassen-Jugendhilfe

Das Land Berlin soll den universellen Anspruch der Kinder- und Jugendhilfe

sichern und gewährleisten, dass alle Kinder und Jugendlichen unabhängig von

Herkunft oder Aufenthaltsstatus gleichberechtigten Zugang zu den Leistungen

der Kinder- und Jugendhilfe erhalten. Sonderregelungen oder

Standardabsenkungen, die zu einer Zweiklassen-Jugendhilfe führen, sind

konsequent zurückzuweisen.

Die Kinder- und Jugendhilfe gilt für alle Kinder und Jugendlichen, die sich in

Deutschland aufhalten. Dennoch werden junge Geflüchtete in der Praxis häufig

benachteiligt, insbesondere beim Zugang zu Hilfen und beim Übergang in die

Volljährigkeit. Aktuelle Entwicklungen und Reformvorhaben drohen diese

Ungleichbehandlung weiter zu verstärken und den universellen Charakter der

Kinder- und Jugendhilfe auszuhöhlen.

Hintergrundpapier:  Rechtsansprüche aller Kinder und Jugendlichen

uneingeschränkt gewährleisten – keine Zweiklassen-Jugendhilfe 

6. Verteilverfahren nach § 42a SGB VIII abschaffen 

Geflüchtete Kinder brauchen nach der Ankunft Sicherheit und Ruhe. Ein

Verteilverfahren führt demgegenüber zu Unruhe und Angst. Berlin hat genügend

freie Kapazitäten der stationären Jugendhilfe. Wir fordern daher einen Verzicht

auf Wegverteilung, sofern dies nicht ausnahmsweise dem Kindeswohl dient.

Familiäre Beziehungen, insbesondere zu Verwandten, sind grundsätzlich als

relevante Bindungen anzuerkennen. Verteilungen dürfen nicht vorrangig

kapazitäts- oder verwaltungsgetrieben erfolgen, sondern müssen sich am

Kindeswohl orientieren. Polizeigewalt zur Umsetzung von Umverteilungen ist

durch klare Weisungen zu untersagen.

 7. Altersschätzungen rassismuskritisch und transparenter gestalten 

Altersschätzungen betreffen überproportional junge Menschen aus Afghanistan

und Subsahara-Afrika. Die bestehende Praxis muss transparent ausgewertet,

kritisch überprüft und auf das absolut notwendige Minimum reduziert werden.

Hierdurch kann auch vermieden werden, dass bewusst oder unbewusst

rassistische oder kolonialistische Vorannahmen auf das Verfahren Einfluss

nehmen. Ab dem Moment ihrer Einreise sind Betroffene im Zweifel als

Minderjährige zu behandeln (benefit of the doubt), bis  ein laufendes

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2025-04-06-unterbringung-junger-volljaehriger-gefluechteter-in-berlin-mail-2.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2025-04-06-unterbringung-junger-volljaehriger-gefluechteter-in-berlin-mail-2.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/rechtsansprueche-aller-kinder-und-jugendlichen-uneingeschraenkt-gewaehrleisten.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/rechtsansprueche-aller-kinder-und-jugendlichen-uneingeschraenkt-gewaehrleisten.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/rechtsansprueche-aller-kinder-und-jugendlichen-uneingeschraenkt-gewaehrleisten.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/rechtsansprueche-aller-kinder-und-jugendlichen-uneingeschraenkt-gewaehrleisten.pdf


Altersschätzungsverfahren einschließlich effektivem Rechtsschutz

abgeschlossen ist. Der Zusammenbruch staatlicher Strukturen führt häufig

dazu, dass keine Personaldokumente mehr ausgestellt werden können – das

darf nicht zu Lasten der Jugendlichen ausgelegt werden.

Wenn Dokumente vorliegen, müssen diese vorrangig in der Altersschätzung

berücksichtigt werden – die Beweislast darf nicht einseitig auf Schutzsuchende

verlagert werden. Wir fordern daher eine unabhängige Überprüfung der

bisherigen Praxis der Altersschätzung durch einen neu etablierten Fachbeirat.

Der Fachbeirat aus unabhängigen Expert*innen und Erfahrungsträger*innen,

wie z.B. auch aus Migrantenselbstorganisationen, Beratungsstellen,

Universitäten oder Menschenrechtsorganisationen, soll die bisherige Praxis

auswerten und neue Maßstäbe, die auch migrationsspezifische oder

traumabedingte Umstände miteinbeziehen, entwickeln.

8. Unbegleitete minderjährige Geflüchtete – unabhängige rechtliche

Vertretung “ab Tag 1” sicherstellen 

Unbegleitete Minderjährige haben als besondere Verfahrensgarantie im GEAS

„ab Tag 1“ Anspruch auf eine namentlich benannte unabhängige und

weisungsungebundene rechtliche Vertretung und Begleitung. Die

Vertretungsperson muss primär und ausschließlich das Kindeswohlinteresse

verfolgen. Sie muss ab dem ersten Behördenkontakt an der Seite der

Minderjährigen stehen und sowohl im Screening als auch bei der (vorläufigen)

Inobhutnahme und einem gegebenenfalls anschließenden Asylverfahren aktiv

tätig sein. Dies betrifft insbesondere die Verfahren der Altersschätzung und das

Verteilungsverfahren. Die Vertretungsperson muss bereits den äußeren

Anschein einer Behördennähe vermeiden. Wir lehnen daher die Wahrnehmung

der rechtlichen Vertretung durch Mitarbeitende der Senatsjugendverwaltung

während des Screening und der (vorläufigen) Inobhutnahme ab. Die rechtliche

Vertretung sollte unabhängigen freien Trägern, wie den bewährten

Vormundschaftsvereinen übertragen werden.

Hintergrundpapier: Unbegleitete minderjährige Geflüchtete – unabhängige

rechtliche Vertretung “ab Tag 1” sicherstellen 

9.  Humanitäre Aufenthaltstitel für UMG ab Abschluss des Screenings –

mindestens bis zur Volljährigkeit! 

Das neue Screeningverfahren endet entweder mit der Verweisung ins

Asylverfahren oder ins Rückführungsverfahren. Bei unbegleiteten

minderjährigen Geflüchteten (UMG) ist in dieser kurzen Zeit jedoch meist nicht

verlässlich zu klären, ob ein Asylantrag sinnvoll ist oder andere Wege der

Aufenthaltslegalisierung in Betracht kommen. Berlin kann die bestehenden

rechtlichen Spielräume im Sinne des Kindeswohls nutzen und UMG nach

Abschluss des Screenings einen humanitären Aufenthaltstitel erteilen. Der

Europäische Gerichtshof hat in der Rechtssache C-441/19 vom 14.1.2021

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/unbegleitete-minderjaehrige-gefluechtete-unabhaengige-rechtliche-vertretung-ab-tag-1-sicherstellen.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/unbegleitete-minderjaehrige-gefluechtete-unabhaengige-rechtliche-vertretung-ab-tag-1-sicherstellen.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/unbegleitete-minderjaehrige-gefluechtete-unabhaengige-rechtliche-vertretung-ab-tag-1-sicherstellen.pdf


klargestellt, dass es dem Kindeswohl widerspricht, Minderjährige in eine

Situation großer Unsicherheit über ihren Aufenthaltsstatus und ihre Zukunft zu

versetzen – insbesondere im Hinblick auf Bildung, soziale Bindungen und

Aufenthaltsperspektiven. Auch die neue europäische Rückführungsverordnung

lässt die Erteilung humanitärer Aufenthaltstitel in Härtefällen zu. Solange eine

kindgerechte und humane Rückführung nicht möglich ist, darf Berlin

Minderjährige nicht wie bisher auf eine bloße Duldung verweisen. Duldung

schafft Unsicherheit, erschwert Integration und widerspricht dem Kindeswohl.

Das Land Berlin soll unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten nach Abschluss

des Screeningverfahrens grundsätzlich einen humanitären Aufenthaltstitel bis

mindestens zur Volljährigkeit erteilen, statt sie lediglich zu dulden, sofern sie

nicht in das Asylverfahren gehen.

Hintergrundpapier:  Humanitäre Aufenthaltstitel für UMG ab Abschluss des

Screenings – mindestens bis zur Volljährigkeit! 

10. Bleiberecht § 25a AufenthG für Aufenthaltszeiten ab der vorläufigen

Inobhutnahme 

In den Jahren 2022 bis 2025 kam es in Berlin in tausenden Fällen zu massiven

Verzögerungen bei der Aufnahme unbegleiteter minderjähriger Geflüchteter.

Viele Betroffene erhielten über Monate oder sogar länger als ein Jahr weder ein

sozialpädagogisches Erstgespräch noch eine Schulplatzzuweisung,

Vormundschaft oder ausländerbehördliche Registrierung. Viele dieser jungen

Menschen erfüllen inzwischen die Voraussetzungen für ein humanitäres

Aufenthaltsrecht nach § 25a AufenthG, das unter anderem einen dreijährigen

Aufenthalt voraussetzt. Die Berliner Ausländerbehörde berücksichtigt bislang

jedoch häufig nur die Zeit ab ausländerbehördlicher Registrierung – nicht ab der

tatsächlichen Inobhutnahme. Diese Praxis benachteiligt die Betroffenen in

unzulässiger Weise. Verzögerungen, die allein auf strukturelle Mängel des

Berliner Aufnahmesystems zurückzuführen sind, dürfen nicht zu Lasten junger

Geflüchteter gehen. Maßgeblich muss der Zeitpunkt sein, ab dem Berlin die

Verantwortung für die Minderjährigen übernommen hat. Das Land Berlin soll per

Weisung an die Berliner Ausländerbehörde verbindlich festlegen, dass bei der

Anwendung des § 25a AufenthG die dreijährige Aufenthaltsdauer ab dem Datum

der vorläufigen Inobhutnahme und nicht erst ab ausländerbehördlicher

Registrierung berechnet wird.

11. Humanitäres Bleiberecht für Kinder und Jugendliche bis zum

Abschluss ihrer Schullaufbahn 

Kinder und Jugendliche brauchen für eine gelingende Entwicklung vor allem

Stabilität und rechtliche Sicherheit. Für viele junge Geflüchtete in Berlin ist der

Aufenthaltsstatus jedoch unsicher, geprägt von Duldung und der ständigen

Gefahr aufenthaltsbeendender Maßnahmen. Dies belastet ihre

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/humanitaere-aufenthaltstitel-fuer-unbegleitete-minderjaehrige-am-abschluss-des-screenings.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/humanitaere-aufenthaltstitel-fuer-unbegleitete-minderjaehrige-am-abschluss-des-screenings.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/humanitaere-aufenthaltstitel-fuer-unbegleitete-minderjaehrige-am-abschluss-des-screenings.pdf


Bildungschancen und psycho-soziale Entwicklung erheblich und steht dem

Kindeswohl entgegen. Bildung und Ausbildung dürfen nicht unter

Abschiebungsvorbehalt stehen. Wer in Berlin zur Schule geht, hier lebt und

soziale Bindungen aufbaut, braucht eine verlässliche Perspektive, um

Bildungswege erfolgreich zu beenden – auch über die Volljährigkeit hinaus. Das

Land Berlin soll sicherstellen, dass geflüchtete Kinder und Jugendliche

mindestens bis zum Abschluss ihrer schulischen oder beruflichen Ausbildung –

auch über die Volljährigkeit hinaus – ein humanitäres Bleiberecht erhalten und

während dieser Zeit nicht von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen betroffen

sind.

12. Bestmögliche Vormundschaft für unbegleitete minderjährige

Geflüchtete gewährleisten 

Das in Berlin stark auf Amtsvormundschaften ausgerichtete System wird dem

Kindeswohl unbegleiteter minderjähriger Geflüchteter nicht ausreichend gerecht.

Amts- und Vereinsvormundschaften waren in den letzten Jahren durch hohe

Fallzahlen belastet. Das reformierte Vormundschaftsrecht stärkt die gezielte

Gewinnung ehrenamtlicher Einzelvormund*innen. Das Netzwerk Vormundschaft

ist dabei ein zentraler Baustein und muss dauerhaft auskömmlich finanziert

werden. Zur Verbesserung der hauptamtlichen Vormundschaft durch Amts- und

Vereinsvormund*innen ist die zwingende rechtliche Vorgabe des GEAS, einer

maximalen Fallzahl von 30 umzusetzen.

Hintergrundpapier: Bestmögliche Vormundschaft für unbegleitete

minderjährige Geflüchtete gewährleisten

13. Kinder in Familienverbünden ohne sorgeberechtigte Begleitung –

Überbrückungsleistungen sicherstellen 

Reisen minderjährige Kinder im Rahmen von Familienverbünden ein, jedoch

ohne sorgeberechtigte Personen, ist das Land Berlin im Rahmen seiner

Notvertretung verpflichtet, Überbrückungsleistungen zu gewähren. Nach § 1

AsylbLG gehören auch minderjährige Kinder und Jugendliche zu den

Leistungsberechtigten, selbst wenn noch kein Asylantrag gestellt wurde,

müssen Leistungen nach AsylbLG gewährt werden. Anders ist es, wenn ein

Kind zu hier lebenden Familienangehörigen zureist, ihnen vom

Landesjugendamt (SenBJF) die Erziehungsberechtigung für das Kind

zugesprochen wird und das Kind bei den Verwandten bleibt. Gemäß § 42

Absatz 2 SGB VIII hat das Jugendamt alle erforderlichen Maßnahmen zur

Sicherung des Kindeswohls zu treffen. Dazu zählen neben der Krankenhilfe

ausdrücklich auch Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts,

insbesondere Verpflegung und Bekleidung. Diese Überbrückungsleistungen

müssen bis zur Bestellung eines Vormunds gewährleistet sein. Derzeit

bestehende Versorgungslücken sind unzulässig und verstoßen gegen den

gesetzlichen Schutzauftrag.

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/bestmoegliche-vormundschaft-fuer-unbegleitete-minderjaehrige-gefluechtete-gewaehrleisten.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/bestmoegliche-vormundschaft-fuer-unbegleitete-minderjaehrige-gefluechtete-gewaehrleisten.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/bestmoegliche-vormundschaft-fuer-unbegleitete-minderjaehrige-gefluechtete-gewaehrleisten.pdf


Hintergrundpapier: Kinder in Familienverbünden ohne sorgeberechtigte

Begleitung – Überbrückungsleistungen sicherstellen 

14. Gesundheitsversorgung geflüchteter Kinder und Jugendlicher

sicherstellen 

Das Land Berlin muss den gleichberechtigten Zugang geflüchteter Kinder und

Jugendlicher zu einer bedarfsgerechten Gesundheitsversorgung sicherstellen

und bestehende strukturelle Zugangshürden und Einschränkungen abbauen.

Geflüchtete Kinder und Jugendliche müssen unabhängig von Herkunft,

Aufenthaltsstatus oder Unterbringungsform denselben Zugang zu medizinischer

Versorgung erhalten wie alle anderen Kinder und Jugendlichen in Berlin. Die

durch die neue EU-Aufnahmerichtlinie 2024/1346 gestärkte Gleichstellung von

geflüchteten Kindern und Jugendlichen mit inländischen Kindern und

Jugendlichen muss tatsächlich in der Praxis umgesetzt werden.

Hintergrundpapier: Gesundheitsversorgung geflüchteter Kinder und

Jugendlicher sicherstellen

15. Psychotherapeutisch-psychiatrische Gesundheitsversorgung

geflüchteter Kinder und Jugendlicher sicherstellen 

Damit geflüchtete Kinder und Jugendliche einen gleichberechtigten Zugang zur

Gesundheitsversorgung erhalten können, müssen die Kapazitäten

psychologisch-psychotherapeutischer (nach SGB V und SGB VIII) sowie

psychiatrischer Versorgungsangebote ausgebaut und die Übernahme

notwendiger Dolmetscherkosten (im SGB V) sichergestellt werden. Darüber

hinaus müssen bestehende Strukturen der Bedarfsermittlung erhalten bzw. v.a.

für begleitete Kinder und Jugendliche ausgebaut werden.

Hintergrundpapier: Psychotherapeutisch-psychiatrische

Gesundheitsversorgung geflüchteter Kinder und Jugendlicher

sicherstellen

16. Jugendhilfeeinrichtungen als Schutzräume vor rassistischer

Polizeigewalt stärken

Das Land Berlin muss sicherstellen, dass Jugendhilfeeinrichtungen

Schutzräume für unbegleitete minderjährige und junge volljährige Geflüchtete

bleiben. Polizeiliche Maßnahmen in Jugendhilfeeinrichtungen dürfen nur unter

strikter Wahrung der Kinder- und Jugendrechte sowie des

Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes erfolgen. Das Land Berlin muss verbindliche

Standards für Polizeieinsätze in Jugendhilfeeinrichtungen schaffen, rassistische

Diskriminierung und Racial Profiling wirksam bekämpfen sowie den Schutz

traumatisierter junger Menschen durch deeskalierende Einsatzkonzepte,
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unabhängige Beschwerdemechanismen und verpflichtende Fortbildungen für

Polizeibeamt*innen gewährleisten.

Hintergrundpapier: Jugendhilfeeinrichtungen als Schutzräume vor

rassistischer Polizeigewalt stärken  

17. Familiennachzug ermöglichen – Kinderrechte wahren! 

Die Aussetzung und massive Einschränkung des Familiennachzugs auf

Bundesebene vernachlässigt kinderrechtliche Aspekte in erheblichem Maße.

Für viele Kinder und Jugendliche bedeutet dies jahrelange Familientrennung,

Perspektivlosigkeit und psychosoziale Belastung. Das Land Berlin muss

landesspezifische Härtefallkriterien entwickeln, sich auf Bundesratsebene aktiv

für den Familiennachzug einsetzen und eigene Landesaufnahmeprogramme für

den Eltern- und Geschwisternachzug schaffen.

Hintergrundpapier:  Familiennachzug ermöglichen – Kinderrechte wahren!

18. Kinderrechte im Grundgesetz verankern!

Das Land Berlin soll seine Initiativrechte im Bundesrat nutzen und sich für die

ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz einsetzen. Das

Kindeswohl muss bei allen staatlichen Entscheidungen, die Kinder betreffen,

vorrangig berücksichtigt werden. Die Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte

von Kindern entsprechend der UN-Kinderrechtskonvention sind ausdrücklich im

Grundgesetz zu verankern.

Kinder sind eigenständige Träger*innen von Grundrechten. Eine ausdrückliche

Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz würde ihre Rechte stärken und

dazu beitragen, dass das Kindeswohl bei Gesetzgebung, Verwaltung und

Rechtsprechung konsequent berücksichtigt wird. Berlin kann hierzu über eine

Initiative im Bundesrat einen wichtigen Beitrag leisten.

Hintergrundpapier: Kinderrechte im Grundgesetz verankern!

Über den Arbeitskreis

Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich

monatlich und berät sich über alltägliche Hürden und Probleme von

unbegleiteten und begleiteten minderjährigen Geflüchteten in Berlin, tauscht

sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam Forderungen an die

Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und

Jugendlicher.

Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats

auch Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und

Betreuungszentrums für junge Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner

Netzwerks für besonders schutzbedürftige geflüchtete Menschen (BNS), des
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Landesausschusses für Migration, Diversität und Antidiskriminierung (LAMA)

der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION –

Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen

Jugendhilfe- und Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden

Lehrkräften von Willkommensklassen, ehemaligen Vormund*innen und

engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in die

Forderungen eingebracht haben.

Spenden an den Flüchtlingsrat Berlin e.V.

Flüchtlingsrat Berlin e.V.

Greifswalder Str. 4, 10405, Berlin

Diese E-Mail wurde an {{ contact.EMAIL }} gesendet.

Sie haben diese E-Mail erhalten, weil Sie sich für unseren Newsletter angemeldet haben.

Abbestellen

https://www.instagram.com/fluechtlingsrat_berlin/
https://www.instagram.com/fluechtlingsrat_berlin/
https://www.facebook.com/fluechtlingsratberlin/
https://www.facebook.com/fluechtlingsratberlin/
https://fluechtlingsrat-berlin.de/spenden/

